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14.  Frau Susanne Stephan-Gellrich  

 FDP-Fraktion 

 
15.  Herr Rolf Kluthausen  
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 Verwaltung 
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26.  Herr Dezernent Bijan Djir-Sarai  

27.  Herr Robert Abts  

28.  Herr Benjamin Josephs 
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1.  Feststellung der ordnungsgemäß erfolgten Einladung und der Be-
schlussfähigkeit 

 
Protokoll: 

Landrat Hans-Jürgen Petrauschke eröffnete die Sitzung, begrüßte die Anwesenden und 

stellte fest, dass zur Sitzung ordnungsgemäß eingeladen wurde und der Kreisaus-

schuss beschlussfähig ist.  

Den Abgeordneten lagen folgende Tischvorlagen vor: 
 

zu Top 2 

„Bestätigung von Beschlüssen der Ausschüs-

se“ 

- 2.6 Niederschrift Naturschutzbeirat vom 

15.11.2016 

- 2.7 Niederschrift Planungs – und Umwelt-

ausschuss vom 29.11.2016 

 

zu Top 8 

„Bericht zur Fairtrade-Kampagne 2014 – 

2016“ 

 

- Vorlage der Verwaltung 
      

zu Top 9 

„Anträge“ 

und 

zu Top 12 

„Anfragen“  

- 9.2 und 12.1 

 „Antrag der Kreistagsfraktionen CDU und 

FDP vom 29.11.2016 zum Thema „Zukunft 

der Schulsozialarbeit im Rhein-Kreis Neuss““ 

sowie 

„Anfrage der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die 

Grünen vom 25.11.2016 zum Thema „BuT – 

Schulsozialarbeit““ 
 

 

zu TOP 7 nÖ 

„Auftragsvergaben“ 

- 7.3 Schule am Nordpark in Neuss, Vergabe 

des Auftrages Sanierung Lüftungsanlage 

Schwimmbad 
 

 

 

Die mit  versehenen Tischvorlagen sind dieser Niederschrift als Anlage beigefügt. 

 

Kreistagsabgeordnete Kirsten Eickler merkte an, dass die Einladung Kreisausschuss 

noch nicht zugestellt worden sei und es weiterhin auch bei anderen Ausschüssen Prob-

leme mit der Zustellung gebe. 

 

Landrat Hans-Jürgen Petrauschke antwortete, dass die Verwaltung bereits einen Ge-

sprächstermin mit dem Unternehmen vereinbart habe. Nach dem Gespräch erhoffe 

man sich Besserung. 

 
 

2.  Bestätigung von Beschlüssen der Ausschüsse 
  

2.1.  Partnerschaftskomitee Europäische Nachbarn am 08.09.2016 
  

KA/20161213/Ö2.1 
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Beschluss: 

Der Kreisausschuss bestätigt die Beschlüsse des Partnerschaftskomitees Europäische 
Nachbarn vom 08.09.2016 und erhebt sie zu seinen Beschlüssen. 
 

Abstimmungsergebnis: 

einstimmig 
 
  

2.2.  Schulausschuss am 06.10.2016 
  

KA/20161213/Ö2.2 

Beschluss: 

Der Kreisausschuss bestätigt die Beschlüsse des Schulausschusses vom 06.10.2016 
und erhebt sie zu seinen Beschlüssen. 
 

Abstimmungsergebnis: 

einstimmig 
 
  

2.3.  Kulturausschuss am 07.11.2016 
  

KA/20161213/Ö2.3 

Beschluss: 

Der Kreisausschuss bestätigt die Beschlüsse des Kulturausschusses vom 07.11.2016 
und erhebt sie zu seinen Beschlüssen. 
 

Abstimmungsergebnis: 

einstimmig 
 
  

2.4.  Nahverkehrs- und Straßenbauausschuss am 08.11.2016 
 

Protokoll: 

Kreistagsabgeordnete Kirsten Eickler sagte, dass die Niederschrift des Nahverkehrs- 
und Straßenbauausschusses noch nicht zugestellt worden sei. 
 
Die Bestätigung des Nahverkehrs- und Straßenbauausschusses wird in den nächsten 
Kreisausschuss verschoben. 
 
 
  

2.5.  Naturschutzbeirat am 15.11.2016 
 

Protokoll: 

Kreistagsabgeordnete Susanne Stephan-Gellrich erkundigte sich danach, ob der Aus-
schussname geändert worden sei. 
 
Landrat Hans-Jürgen Petrauschke erklärte, dass durch das neue Landesnaturschutzge-
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setz vom 15.11.2016 der „Landschaftsbeirat“ in „Naturschutzbeirat“ umbenannt wor-
den sei. 
 

KA/20161213/Ö2.5 

Beschluss: 

Der Kreisausschuss bestätigt die Beschlüsse des Naturschutzbeirates vom 15.11.2016 
und erhebt sie zu seinen Beschlüssen. 
 

Abstimmungsergebnis: 

einstimmig 
 
  

2.6.  Planungs- und Umweltausschuss am 29.11.2016 
 

Protokoll: 

Kreistagsabgeordneter Wolfgang Wappenschmidt berichtete, dass laut News 89.4 die 
Dachdeckerinnung nach wie vor der Meinung sei, dass die Arbeitsplätze im Dachde-
ckerhandel durch die Neuregelung der Styroporentsorgung bedroht seien. Ursache sei 
eine unsaubere Entsorgungsregelung sowie die fehlende Darstellbarkeit der Kosten. 
 
Ergänzend erklärte Kreistagsabgeordneter Rainer Thiel, dass er ein Gespräch mit der 
Kreisinnung zu dem Thema geführt habe. Entgegen der Empfehlung der Bundesum-
weltministerin hätte das Landesumweltministerium beschlossen Styropor als gefährli-
chen Abfallstoff einzustufen. Dadurch ergebe sich eine besorgniserregende Situation. 
Die Preise für eine entsprechende Entsorgung würden rund 14.000 € betragen. Es 
gebe bereits Initiativen der Länder dazu. Wichtig sei es eine Lösung dafür zu finden, 
die den Druck aus den Müllverbrennungsanlagen zu nehmen und die Preise mindert. 
 
Kreisdezernent Karsten Mankowsky erklärte, dass im Rhein-Kreis Neuss eine Lösung 
mit dem Entsorger gefunden worden sei. In der Wirtschaftssortieranlage könne Styro-
por angeliefert werden, wenn er mit anderen Abfällen vermischt ist. Dafür seien be-
stimmte Volumen und Gewichtsprozente vorgegeben. In der Praxis sei die Lösung auf 
Akzeptanz gestoßen. Nach den Hinweisen, dass die Lösung nicht praktikabel sei, wer-
de er sich mit der Dachdeckerinnung in Verbindung setzen und dem nachgehen. 
 
Die Bestätigung des Planungs- und Umweltausschusses wird in den nächsten Kreisaus-
schuss verschoben. 
 
  

3.  Kenntnisnahme von Niederschriften 
 

Protokoll: 

Es lagen keine Niederschriften zur Kenntnisnahme vor. 
 

4.  Bericht zur Braunkohlenplanung und Energiewirtschaft 
Berichtszeitraum Oktober - Dezember 2016 
Vorlage: 61/1757/XVI/2016 

  

KA/20161213/Ö4 
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Beschluss: 

Der Kreisausschuss nimmt den Bericht zur Braunkohleplanung und Energiewirtschaft 
Berichtszeitraum Oktober – Dezember zur Kenntnis. 
 

Abstimmungsergebnis: 

einstimmig 
 
  

5.  Bericht zur Regionalarbeit 
Berichtszeitraum Oktober - Dezember 2016 
Vorlage: 61/1758/XVI/2016 

 
Protokoll: 

Landrat Hans-Jürgen Petrauschke wies darauf hin, dass die Tagesordnung des Kreis-
tages am 21.12.2016 um die Punkte „Metropolregion Rheinland“ sowie „REGIONALE“ 
erweitert werde. Für die Themen seien noch Beschlussfassungen erforderlich. 
Zum Thema „Metropolregion Rheinland“ gehe Landrat Hans-Jürgen Petrauschke davon 
aus, dass der grundsätzliche Beitritt in der kommenden Kreistagssitzung beschlossen 
werden könne. Die eigentliche Beschlussfassung könne jedoch erst erfolgen, wenn der 
endgültige Satzungsentwurf vorliege. Mit diesem sei in der zweiten Januarwoche zu 
rechnen. Am 20.02.2017 solle die Gründungsveranstaltung stattfinden. Da vorher kein 
Kreistag mehr tagt, schlage er vor, dass der Kreistag den Grundsatzbeschluss fasse 
und den Kreisausschuss im Januar ermächtigt die endgültige Beschlussfassung herbei-
zuführen. 
 
Kreistagsabgeordneter Rolf Kluthausen erfragte, ob schon eine Abschätzung der Kos-
ten vorläge, die auf den Kreis zukommen würden, wenn der Kreis sich bei der REGIO-
NALE beteilige und bewerbe. 
 
Landrat Hans-Jürgen Petrauschke erklärte, dass es zwei angedachte REGIONALEN 
gebe. Zum einen die „Niederrheinlande“, die den Rhein-Kreis Neuss bis zur niederlän-
dischen Grenze umfassen würde und zum anderen die REGIONALE im Zusammenhang 
mit der IRR. Die einzelnen Projekte angehe, gehe man davon aus, dass Einzelprojekte 
eine Bezuschussung des Landes nach bestimmten Programmen gebe und dazu ein 
kommunaler Eigenanteil erbracht werden müsse. Darüber hinaus werde es im Falle 
eines Zuschlages die Notwendigkeit geben eine gewisse Basisstruktur zu finanzieren. 
An den Kosten für die Grundausstattung dieser REGIONALE müsste man sich beteili-
gen. 
 
Kreistagsabgeordneter Rainer Thiel stellte klar, dass bei der Bewerbung der IRR die 
damit verbundenen Chancen mit den Kosten abgewogen werden sollten. Der Abbau 
der Braunkohle sei endlich und ein damit verbundener Strukturwandel stehe bevor. 
Deshalb müssten Ersatzarbeitsplätze geschaffen werden. Die Kosten-Nutzen-Relation 
sollte nicht außer Acht gelassen werden. Er schlage deshalb vor, dass 2020 in Rich-
tung REGIONALE mit der IRR und 2022 in Richtung „Niederrheinlande“ geblickt wer-
den sollte. 2022 würden schließlich die letzten Sicherheitsreserven vom Netz gehen. 
 
Kreistagsabgeordnete Kirsten Eickler bat darum, nähere Unterlagen zu den beiden 
Projekten zu bekommen. Ebenso sollten ergänzende schriftliche Unterlagen zum The-
ma Metropolregion sofort weitergeleitet werden.  
 
Landrat Hans-Jürgen Petrauschke wies darauf hin, dass im Kreistagsinformationssys-
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tem die Bewerbungsunterlagen für die beiden REGIONALEN abrufbar seien. Die Tisch-
vorlage zur Metropolregion werde ebenfalls vorab ins Netz gestellt werden. 
 
2. stellvertretender Landrat Horst Frischer fragte bezüglich der Sitzung des Vorstandes 
zur Region Köln/Bonn, ob es zu dem Sondertagesordnungspunkt zum Thema Lever-
kusener Brücke einen genaueren Sachstand gebe, zumal es in der Presse heiße, dass 
es dort auch Klagen geben solle. 
 
Landrat Hans-Jürgen Petrauschke bestätigte, dass es aufgrund der Angrenzung zu 
einer Mülldeponie das Verfahren durchaus behindert werden könnte. Dem Protokoll 
sind entsprechende Erläuterungen beigefügt. 
 

KA/20161213/Ö5 

Beschluss: 

Der Kreisausschuss nimmt den Bericht zur Regionalarbeit Berichtszeitraum Oktober – 
Dezember 2016 zur Kenntnis. 
 

Abstimmungsergebnis: 

einstimmig 
 
  

6.  Wirtschaftsförderung-und Beschäftigungsförderung ( Stand: Novem-
ber / Dezember) 
Vorlage: ZS5/1764/XVI/2016 

 
Protokoll: 

Kreistagsabgeordneter Rolf Kluthausen lobte die niedrigere Jugendarbeitslosenquote. 
Dies sei auf die gute Arbeit des Kreises zurückzuführen. 
 
Auch Landrat Hans-Jürgen Petrauschke betonte, dass die Ziele der arbeitsmarktpoliti-
schen Maßnahmen mit dem Rückgang der Jugendarbeitslosenquote um 18 % im Ge-
gensatz zum Vorjahresmonat erreicht würden.  
 
Kreistagsabgeordneter Erhard Demmer widersprach und stellte klar, dass schon da-
mals die Jugendarbeitslosenquote nicht hoch gewesen sei und der derzeitige Stand auf 
einen bundesweiten als auch landesweiten Trend zurückzuführen sei. Es sei von Inte-
resse, in welche Maßnahmen die Mittel geflossen sind. Ein Bericht über den Mittelzu-
fluss habe es bisher im Kreisausschuss nicht gegeben. Er beantrage deshalb im Kreis-
ausschuss im Januar einen Bericht über den aktuellen Stand der Maßnahmen und Mit-
tel zu bekommen. 
 
Kreisdirektor Dirk Brügge berichtete, dass in der Trägerversammlung über die Erfolge 
der arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen berichtet wurde. Die Maßnahmen würden aus 
Sicht aller Beteiligten den Jugendlichen helfen eine Arbeitsperspektive schaffen. Ohne 
die Maßnahmen würden sich die Chancen der Jugendlichen auf eine Integration am 
Arbeitsmarkt verringern. Die Erfolge würden sich auch in den Unterbeschäftigungsquo-
ten der über und unter 25-Jährigen wiederspiegeln. Der Rhein-Kreis Neuss liege mit 
diesen Quoten unter dem Bundes-, Landes- und Regionalschnitt. 
 
Kreistagsabgeordneter Rainer Thiel merkte an, dass dies gemeinsame Erfolge seien 
und alle gute Arbeit dazu geleistet hätten. Zudem trage die Ansiedlung von Firmen in 
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der Region zu der positiven Arbeitslosenquote bei. 
 

KA/20161213/Ö6 

Beschluss: 

Der Kreisausschuss nimmt den Bericht zur Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung 
(Stand: November/Dezember 2016) zur Kenntnis. 
 
 
  

7.  SGB II - Entwicklung der Kosten der Unterkunft und der Bedarfsge-
meinschaften 
Vorlage: 50/1765/XVI/2016 

 
Protokoll: 

Landrat Hans-Jürgen Petrauschke berichtete, dass der Bund mitgeteilt habe, dem Kreis 
pauschal rund 1,6 Mio. € für die Kosten der Unterkunft dieses dem Kreis zu geben. 
Den Städte und Gemeinden werde der Teil mit 50% noch in diesem Jahr zukommen. 
Bei der Entwicklung der Prozentsätze der Kostenerstattung des Bundes könne für das 
nächste Jahr davon ausgegangen werden, dass keine Pauschalen mehr gezahlt wür-
den. Der Bund habe erklärt, dass die flüchtlingsbedingten Mehraufwendungen im SGB 
II Bereich zukünftig spitzabgerechnet werden sollen. Allerdings müsse man sich davon 
entbinden, dass in Zukunft Mehraufwendungen von den Städten und vom Kreis getra-
gen werden müssten. 
 
Kreistagsabgeordneter Carsten Thiel erfragte, ob im Dezember nur noch mit  4,22 % 
gerechnet werde, da sonst die 100% überschritten würden. 
 
Landrat Hans-Jürgen Petrauschke antwortete, dass der Kreis auch davon ausgehe, da 
im Januar bereits eine überproportionale Steigerung stattgefunden habe und sich ent-
sprechend auswirke. Grund dafür sei der Umstieg auf einen anderen Zahlungszeitraum 
gewesen. 
 
Kreistagsabgeordneter Rainer Thiel merkte an, dass im Januar 2015 15.616 Bedarfs-
gemeinschaften und im August 2016 15.667 Bedarfsgemeinschaften im Rhein-Kreis 
Neuss gegeben hätte. Er erfragte, worin die Ursache für die Stagnation liegen würde. 
 
Kreisdirektor Dirk Brügge erwiderte, dass die Zahlen stabil seien. Dies sei zum jetzigen 
Zeitpunkt ein gutes Zeichen, da viele Flüchtlinge mittlerweile die Anerkennung auf Asyl 
bekommen haben. Damit würden sie aus dem Asylbewerberleistungsgesetz ins SGB II 
wechseln. Außerdem komme derzeit ein starker Zuwachs an EU-Ausländern aus dem 
Osten in das Kreisgebiet. 
 
Eine zahlenmäßige Darstellung würde zur Übersicht hilfreich sein, so Kreistagsabge-
ordneter Rainer Thiel. 
 
Kreisdirektor Dirk Brügge versicherte, dass im nächsten Kreisausschuss die Zahlen 
differenzierter dargestellt würden.  
 

KA/20161213/Ö7 

Beschluss: 

Der Kreisausschuss nimmt die SGB II- Entwicklungen der Kosten der Unterkunft und 
der Bedarfsgemeinschaften zur Kenntnis. 
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Abstimmungsergebnis: 

einstimmig 
 
  

8.  Bericht Fairtrade-Kampagne Rhein-Kreis Neuss 
Vorlage: 013/1782/XVI/2016 

 
Protokoll: 

Kreispressesprecher Harald Vieten berichtete, dass im Rahmen der Fairtrade-
Schulkampagne Schulen, die sich aktiv für eine gerechtere Welt und den fairen Handel 
einsetzen ausgezeichnet werden. Im Rhein-Kreis Neuss seien bereits neun Schulen als 
Fairtrade-Schule ausgezeichnet worden. Ziel sei es, die Schüler an das Thema Fairtra-
de heranzuführen. 
 

KA/20161213/Ö8 

Beschluss: 

Der Kreisausschuss nimmt den „Bericht zur Fairtrade-Kampagne 2014 – 2016“ des 
Rhein-Kreises Neuss zur Kenntnis. 
 

Abstimmungsergebnis: 

einstimmig 
 
  

9.  Anträge 
   

9.1.  Antrag der Kreistagsfraktion UWG/Die Aktive vom 21.11.2016 zum 
Thema "Ausschuss vor Ort" 
Vorlage: 010/1768/XVI/2016 

 
Protokoll: 

Kreistagsabgeordneter Carsten Thiel erläuterte, dass mit durch den Antrag die Aus-
schüsse des Rhein-Kreises Neuss mindestens einmal jährlich vor Ort tagen sollten. Die 
Tagung vor Ort hätte den Vorteil, dass sich die Mitglieder der Ausschüsse ein Bild über 
die jeweils anstehenden Themen machen könnten. 
 
Kreistagsabgeordneter Erhard Demmer erklärte, dass der Antrag überflüssig sei, da 
bereits in vielen Ausschüssen eine Tagung vor Ort bereits praktiziert werde. 
 
Kreistagsabgeordneter Dr. Gert Ammermann ergänzte, dass die Wahl des Sitzungsor-
tes im Ermessen des Ausschussvorsitzenden liege und nicht eingeengt werden solle.  
 
Kreistagsabgeordnete Birte Wienands fasste zusammen, dass der Vorschlag aus dem 
Antrag bereits so praktiziert werde, der Kreisausschuss jedoch die Regelung weiterhin 
befürworte und Vorsitzende dies nach Möglichkeit praktizieren sollten. 
 

KA/20161213/Ö9.1 

Beschluss: 

Der Kreisausschuss stellt fest, dass die Möglichkeit vor Ort zu tagen verstärkt ausge-



Niederschrift über die 25. Sitzung des Kreisausschusses am 13.12.2016 Seite 11 von 13 

 

weitet werden solle. 
 

Abstimmungsergebnis: 

einstimmig 
 
  

9.2.  Antrag der Kreistagsfraktionen CDU und FDP vom 29.11.2016 zum 
Thema "Zukunft der Schulsozialarbeit im Rhein-Kreis Neuss" 
Vorlage: 010/1784/XVI/2016 

 
Protokoll: 

Kreistagsabgeordnete Birte Wienands erläuterte, dass sich der Antrag mit der Zukunft 
der Schulsozialarbeit befasse. Grundsätzlich erhalte man positive Rückmeldungen von 
allen Beteiligten zur Schulsozialarbeit. Das einzige Problem sei die weitere Finanzie-
rung. Die CDU sei für die Fortsetzung der Schulsozialarbeit und hoffe, dass die geplan-
ten Ermächtigungen vom Land zum Tragen kommen. Jedoch bestehe die Befürchtung, 
dass dies zur Finanzierung nicht ausreiche. Die restlichen Kosten würden beim Kreis 
bleiben. Es handele sich allerdings nicht um eine originäre Kreisaufgabe. Das bedeute, 
die Kosten wären bei den Kommunen anzusiedeln, die durch ihre finanzielle Lage die 
Problematik nicht lösen könnten. 
 
Kreistagsabgeordneter Rainer Thiel stellte klar, dass es bei der Diskussion ausschließ-
lich um die Schulsozialarbeiter des Bundes- und Teilhabepaketes gehe. Diese müsse 
man von den Sozialarbeitern der Schule differenzieren. Der Bund habe sich aus der 
Finanzierung zurückgezogen mit der Begründung, es sei eigentlich Ländersache. Es 
handele sich dadurch um ein gemeinsames Problem. Das Land habe daraufhin gesagt, 
es übernehme 60% der Kosten. Die Mittel seien vom Land befristet worden. Das Land 
habe seine Finanzzusage allerdings über 2017 hinaus um drei Jahre verlängert. Beim 
Kreis blieben noch 40 % der Kosten. Der Kreis wurde deshalb gebeten die Kosten dar-
zustellen, die noch auf den Kreis zukommen könnten. Danach müssten die Kosten im 
Verhältnis zum Nutzen abgewogen werden. Auf Dauer müsse der Bund sich an den 
Kosten beteiligen. 
 
Kreistagsabgeordneter Erhard Demmer hob hervor, dass zwischen Schulsozialarbeit 
und BuT-Schulsozialarbeit unterschieden werden müsse. Der Unterschied bestehe 
auch in der Finanzierung. Die Schulsozialarbeiter der Schule würden vom Land bezahlt 
werden. Das BuT-Paket sei bereits von Beginn an befristet worden. Da die Schulsozial-
arbeiter aus dem BuT-Paket bezahlt würden, sei es auch weiterhin Aufgabe des Bun-
des dies für die Kinder, die BuT in Anspruch nehmen, sicherzustellen. Die Verwaltung 
habe vorgeschlagen mit den Kommunen weiter zu verhandeln du über Finanzierungs-
möglichkeiten nachzudenken. Dies sei sehr wichtig, da die Arbeit weitergeführt werden 
müsse und die 40% finanziert werden müssten. 
Ein weiterer Punkt, so Kreistagsabgeordneter Erhard Demmer, sei das Teilzeit-und 
Befristungsgesetz. Die Schulsozialarbeiter könnten nicht mehr befristet beschäftigt 
werden. Es müsse ein Jahr nach der Übergangsregelung eine Entfristung erfolgen. 
 
Landrat Hans-Jürgen Petrauschke erklärte, dass der Bund die vollen Kosten SGB XII 
übernehmen würde und die anderen Aufgaben von den Ländern übernommen werden 
müssten. Der Kreis habe später mit der Finanzierung aus den BuT-Mitteln des Bundes 
angefangen, sodass bis Ende 2017 die Mittel für die Finanzierung reichen. Was ab 
2018 mit den Stellen passiere, müsse noch geklärt werden. Die Schulsozialarbeiter 
seien derzeit befristet beim TZ Glehn angestellt. Für die betroffenen Schulsozialarbeiter 
sei dies zwar keine optimale Lösung, jedoch sei die Lage schon damals bekannt gewe-
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sen sein. Wenn der Schlüssel des Landes weiterhin bei 60% liege, entständen rund 30 
Schulsozialarbeiter 1,5 Mio. € Personalkosten pro Jahr. Der kommunale Träger müsse 
dann etwa 60.000 € zahlen. Das Land habe bezüglich der Entfristung eine Verpflich-
tungsermächtigung bis 2018 vorgesehen. Dadurch gestalte sich eine völlige Entfristung 
schwierig. Wenn das Land die Aufgabe nicht ganz übernehme, müsse man überlegen, 
ob es bei der Anzahl der Schulsozialarbeiter bleibe und ob diese von kommunalen Trä-
gern finanziert werden. Im Interesse der Beschäftigten wäre eine Klärung im ersten 
Quartal 2017 wünschenswert. 
 
Kreistagsabgeordneter Dieter Welsink bemängelte, dass nach drei Jahren BuT-
Finanzierung erst erkannt werde, dass ein erheblicher Bedarf bestehe. Es gestalte sich 
schwierig den Stellenplan des Kreises um 26 Stellen zu erhöhen. Es müsse eine klare 
Rechtgrundlage geschaffen werden, damit die Zuständigkeit und auch die Finanzie-
rung klar geregelt sei. Im Falle einer kommunalen Finanzierung müsste der 40% Anteil 
dauerhaft im Haushalt verankert werden. Deshalb müsse vorab eine Bedarfsanalyse 
durchgeführt werden. Wenn der Bedarf vorhanden sei, reiche die Ermächtigung für 
2018 nicht aus. 
 
Die Finanzierung und auch die Befristung seien von Beginn an bekannt gewesen, so 
Kreistagsabgeordneter Rainer Thiel. Es müsse abgewartet werden, welche Alternativen 
die Verwaltung bezüglich der Finanzierung aufzeigen könne, damit die Schulsozialar-
beit weiterbestehen könne. 
 
Landrat Hans-Jürgen Petrauschke ergänzte, dass von der Verwaltung die Alternativen 
aufgezeigt würden, eine abschließende Entscheidung müsse aber auf kommunaler 
Ebene getroffen werden. Nach seiner Ansicht sei das Land in der Pflicht, die Kosten zu 
100% zu übernehmen. 
 
Kreistagsabgeordneter Dieter Welsink betonte den Zeitdruck, der hinter einer Ent-
scheidung liegen werde. 
 
Kreistagsabgeordneter Rolf Kluthausen berichtete, dass bei einer Veranstaltung des TZ 
Glehns drei Schulsozialarbeiterinnen ihre Arbeit überzeugend und beeindruckend dar-
gestellt hätten. Diese Erfahrung hebe hervor, dass das Thema unbedingt weiter ver-
folgt werden müsse. 
 
Kreistagsabgeordneter Rainer Thiel hielt fest, dass aus der Darstellung des Berichtes 
und den Erfahrungen von Kreistagsabgeordneten Rolf Kluthausen die Sinnhaftigkeit 
der BuT-Schulsozialarbeit hervorgehe und die Arbeit weiter unterstützt werden müsse. 
Eine gute Zusammenarbeit sei dafür besonders wichtig. 
 
1. stellvertretender Landrat Dr. Hans-Ulrich Klose meinte, dass die Schüler aus ver-
schiedenen sozialen Milieus kommen und entsprechend auch unterschiedlicher hoher 
Bedarf an Schulsozialarbeitern bestehen. Deshalb schlage er eine schnelle Bedarfsana-
lyse vor, damit nicht vorschnell pauschal eine finanzielle Verpflichtung beschlossen 
werde. 
 
Kreistagsabgeordneter Johann-Andreas Werhahn sagte, dass Sozialarbeit an allen 
Schulen ein Aspekt geworden sei, nicht nur bei speziellen Schultypen. 
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10.  Vorbesprechung der Tagesordnung der Sitzung des Kreistages am 
21.12.2016 - öffentlicher Teil - 

 
Protokoll: 

Kreistagsabgeordneter Rainer Thiel regte zu der Besetzung der Gesellschafterver-
sammlung der Digital Innovation Hub Düsseldorf/Rheinland GmbH an, als ordentliches 
Mitglied Kreisdezernent Bijan Djir-Sarai anstatt Kreisdirektor Dirk Brügge zu entsen-
den. 
 
Landrat Hans-Jürgen Petrauschke ergänzte den Top „48. Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Gemeinde Rommerskirchen“ um den Zusatz „Änderung des Land-
schaftsplanes“. 
 

 

Beschluss: 

Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag, die Tagesordnungspunkte 3, 8, 9, 13, 14 
und 15  entsprechend der vorliegenden Beschlussvorschläge zu beschließen. 
 
Die Tagesordnung des Kreistages wird um den Punkt TOP 10 „Metropolregion Rhein-
land“ und um TOP 11 „REGIONALE“ ergänzt.  
 

Abstimmungsergebnis: 

einstimmig 
 
  

11.  Mitteilungen 
 

Protokoll: 

Kreisdezernent Karsten Mankowsky berichtete, dass durch die Neuausschreibung eine 
günstigere Abfallentsorgungsmöglichkeit entstanden sei. Es werde mit Kosten von 170 
€/pro Tonne gerechnet. 
 
 

12.  Anfragen 
  

12.1.  Anfrage der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 
25.11.2016 zum Thema "BuT - Schulsozialarbeit" 
Vorlage: 010/1783/XVI/2016 

 
Protokoll: 

Die Anfrage wurde bereits unter Top 9.2 behandelt. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorlagen, schloss Landrat Hans-Jürgen Petrauschke um 
16:40 Uhr den öffentlichen Teil der Sitzung. 
 
 
 

 
 
Hans-Jürgen Petrauschke Janine Conrads 
Landrat Schriftführung 
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